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EINLEITUNG

Seit Anfang des 21. Jahrhunderts haben »multikulturelle« Herange-
hensweisen an die Integration von Immigranten viel von ihrer Be-
liebtheit verloren. In dieser Entwicklung spielt der Fall der Nieder-
lande eine entscheidende Rolle, da dieser Staat lange als der Inbegriff  
für gelungenen Multikulturalismus galt, inzwischen aber als Muster-
beispiel für das Scheitern einer solchen Politik betrachtet wird. Was, 
wenn überhaupt, lief also beim niederländischen Multikulturalismus 
schief, und was können wir daraus generell für die Integrationspolitik 
lernen? 

Wir werden an diese Fragestellung herangehen, indem wir den 
niederländischen Fall mit sieben anderen europäischen Einwande-
rungsländern vergleichen. Unsere Argumentation lautet, dass der 
Zugang zu gleichen Rechten, inklusive des unbeschränkten Zugangs 
zu Leistungen des Wohlfahrtsstaates in Verbindung mit einem hohen 
Grad an Förderung kultureller Diversität, unbeabsichtigt negative 

1 | Eine englischsprachige Version dieses Beitrags ist erschienen im Jour-

nal of Ethnic and Migration Studies, Jahrgang 36 (2010), Heft 1, S. 1-26. 

Der Autor dankt Mela Walser und Lutz Exner für die deutsche Übersetzung.

https://doi.org/10.14361/transcript.9783839414385.55 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/transcript.9783839414385.55
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


RUUD KOOPMANS56

Auswirkungen auf die sozioökonomische Integration von Immigran-
ten hatte. Die Analyse stellt eine zentrale Prämisse in der Literatur 
über multikulturelle Rechte in Frage. Dieser Sichtweise zufolge 
stellen die Anerkennung kultureller Unterschiede, die Gewährung 
spezieller, kultureller Rechte und der Schutz gegen kulturelle Diskri-
minierung eff ektive Gegengewichte gegen kulturelle Vorurteile und 
Ausgrenzung in Immigrationsgesellschaften dar, in denen eine sozio-
ökonomische Marginalisierung ethnischer Minderheiten stattfi ndet 
(z.B. Kymlicka 1995; Young 1990).

Dieser Prämisse widersprechen Fakten, die belegen, dass die 
Niederlande weit davon entfernt sind, ein Land zu sein, das die so-
zioökonomischen Ungleichheiten zwischen Immigranten und Ein-
heimischen erfolgreich reduziert hat, sondern vielmehr zu den euro-
päischen Einwanderungsländern zu zählen ist, in denen Immigranten 
sozioökonomisch am weitesten hinter der einheimischen Bevölke-
rung zurückbleiben, trotz der relativ weitgreifenden Anerkennung 
und der Rechte, die sie genießen. Zudem zeigen diejenigen anderen 
europäischen Einwanderungsländer, die der niederländischen Kom-
bination von multikultureller Einwanderungspolitik und großzügi-
gem Wohlfahrtsstaat am nächsten kommen – Schweden und Belgien 
–, ähnlich ungünstige Integrationsergebnisse, vergleicht man sie mit 
Ländern, die entweder eine weniger inklusive Integrationspolitik, 
wie etwa Österreich oder Deutschland, oder einen relativ schmalen 
Wohlfahrtsstaat, wie etwa Großbritannien, haben. Die Analyse unter-
stützt die Idee, dass zwischen einerseits der Aufrechterhaltung eines 
inklusiven Wohlfahrtsstaates mit hohem Versorgungsniveau und 
andererseits einer Politik des Multikulturalismus, die Immigranten 
wohlfahrtsstaatliche Leistungen leicht zugänglich macht, ein »pro-
gressives Dilemma« (Goodhart 2004; siehe auch Phillips 1999; Barry 
2001) besteht. 

Es ist wichtig zu betonen, dass wir, wenn wir in dieser Arbeit von 
Multikulturalismus sprechen, uns auf eine bestimmte Art von politi-
scher Herangehensweise an den Umgang mit kultureller Heteroge-
nität durch Immigration beziehen, und nicht etwa auf diese Hetero-
genität an sich. Wie Banting and Kymlicka (2006: 9) argumentierten, 
wird der Begriff  Multikulturalismus oft gebraucht, um sowohl die 
politische Herangehensweise als auch den tatsächlichen Anstieg der 
Heterogenität als Konsequenz von Immigration zu beschreiben. Es 
ist jedoch wichtig, diese beiden Bedeutungen auseinanderzuhalten, 
damit Unzulänglichkeiten bestimmter politischer Maßnahmen nicht 
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mit Defekten von Immigration und Vielfalt an sich verwechselt wer-
den können. 

Wir werden die Niederlande mit denjenigen westeuropäischen 
Ländern vergleichen, die seit den 1950er Jahren die wichtigsten Ein-
wanderungsziele gewesen sind, nämlich mit Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, der Schweiz, Schweden, Österreich und 
Belgien. Wir beziehen hier den ausgesprochen anderen Kontext euro-
päischer Staaten wie Spanien, Italien und Irland, die erst jüngst zu 
wichtigen Einwanderungszielen geworden sind, nicht mit ein. Auch 
die klassischen Immigrationsländer außerhalb Europas, wie etwa Ka-
nada oder die USA, werden in dieser Analyse nicht berücksichtigt, da 
diese Staaten eine sehr viel längere und sehr unterschiedliche Ein-
wanderungsgeschichte haben und eine viel selektivere Integrations-
politik betreiben, die den Vergleich mit europäischen Staaten verzer-
ren würde. 

Im Folgenden werden wir zuerst aufzeigen, inwiefern sich die 
integrationspolitischen Ansätze in den europäischen Haupteinwan-
derungsländern unterscheiden. Anschließend erörtern wir Unter-
schiede zwischen den Staaten in Bezug auf die Inklusivität und das 
Versorgungsniveau des Wohlfahrtsstaates sowie die Art und Weise, 
in der die Wohlfahrtsstaatsregime mit der Integrationspolitik inter-
agieren. Die Erwartungen, die sich von dieser vergleichenden Politik-
analyse herleiten, werden dann mit länderübergreifendem Datenma-
terial über Integrationsergebnisse in Bezug auf die Erwerbstätigkeit, 
räumliche Segregation und Haftraten überprüft. Die Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass multikulturelle Politik, die keine starken Anreize 
für das Erlernen der Sprache des Gastlandes und für interethnische 
Kontakte bietet, in Verbindung mit einem inklusiven und vergleichs-
weise großzügigen Wohlfahrtsstaat eine geringe Beschäftigungs-
quote, einen hohen Grad an räumlicher Segregation und eine relativ 
starke Überrepräsentation von Immigranten unter verurteilten Straf-
tätern zur Folge hat. 

INTEGR ATIONSPOLITIK IN VERGLEICHENDER PERSPEK TIVE 

Viele vergleichende Studien über Staatsangehörigkeit und Integra-
tionspolitik haben sich auf die Regelungen zum Erwerb der Staats-
bürgerschaft konzentriert (z.B., Brubaker 1992; Cinar 1994; Kleger 
and D’Amato 1995; Safran 1997). Der Erwerb der Staatsbürgerschaft 
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ist ein entscheidender Faktor für den Zugang von Migranten zu Bür-
gerrechten, da dieser eine formale Gleichheit vor dem Gesetz mit sich 
bringt. Zusammen mit Schweden und Belgien gehören die Nieder-
lande zu den europäischen Staaten mit den höchsten Einbürgerungs-
raten, während Deutschland, die Schweiz und Österreich traditionell 
niedrige Einbürgerungsraten haben.2 

Der Zugang zu Bürgerrechten beginnt und endet nicht mit dem 
Erwerb der Staatsbürgerschaft. Wenn wir T.H. Marshalls (1950) drei 
Kategorien der Rechte berücksichtigen – zivilrechtliche, politische und 
soziale –, haben die westlichen Länder die meisten Bürgerrechte auf 
alle Einwohner ausgedehnt. Eine Ausnahme bildet die Verurteilung 
für schwerwiegende Straftaten, die zu einem Verlust der Aufenthalts-
genehmigung und Ausweisung des Ausländers führen kann. Einige 
Staaten, wie etwa Deutschland und die Schweiz, haben diesbezüglich 
relativ strenge Regeln, während die Möglichkeiten zur Ausweisung 
von Ausländern in Frankreich und den Niederlanden begrenzter sind 
(Koopmans et al. 2005: 42-43). 

Viele soziale Rechte sind sowohl Staatsbürgern als auch Ein-
wohnern anderer Nationalität zugänglich, aber eine langfristige Ab-
hängigkeit von Sozialhilfe kann den Zugang zu einem sicheren Auf-
enthaltsstatus oder zur Einbürgerung in manchen Staaten, wie etwa 
Deutschland und der Schweiz, versperren (siehe z.B. Bauböck 1995; 
Guiraudon 2000; Koopmans et al. 2005). Die politischen Rechte zu 
wählen und bei einer Wahl zu kandidieren, werden dagegen Nicht-
Staatsbürgern in der Regel nicht eingeräumt (Layton-Henry 1990), 
aber in einigen Staaten, wie etwa den Niederlanden und Schweden, 
können Drittstaatsangehörige in Kommunalwahlen wählen und ge-
wählt werden. 

Rassismus und Diskriminierung können bei der Umsetzung 
gleicher Rechte wichtige Barrieren darstellen. Die niederländische 
Antidiskriminierungs-Gesetzgebung schneidet gemeinsam mit der 

2 | Die Einbürgerungsrate in den Niederlanden erreichte ihren Höhepunkt 

1996, als nicht weniger als 11 % aller ausländischen Einwohner im Laufe 

eines Jahres eingebürgert wurden. Unter den hier verglichenen Staaten ha-

ben die Niederlande (6,9 %) die höchste Einbürgerungsrate nach Schweden 

(7,9 %). Belgien (6,7 %) folgt dicht hinter den Niederlanden (Quelle: Migra-

tion Information www.migrationinformation.org/; eigene Berechnungen 

auf Basis der Einbürgerungszahlen aus dem Jahr 2002 und der Anzahl aus-

ländischer Einwohner aus dem Jahr 2001).
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Großbritanniens im Vergleich mit den meisten anderen europäi-
schen Einwanderungsländern gut ab (Niessen und Chopin 2002; Ko-
opmans et al. 2005: 45-49). Die niederländische Situation unterschei-
det sich von der britischen insofern, als dort die Diskriminierung aus 
religiösen Gründen vollständig durch die gesetzlichen Regelungen 
und die Rechtsprechung abgedeckt ist, während in Großbritannien 
besonders von muslimischen Organisationen schon seit langem be-
klagt wird, dass die Antidiskriminierungsgesetze im Rahmen des 
»Race Relations Act« nur schwer gegen Diskriminierung aufgrund 
religiöser Unterschiede angewandt werden können (Modood 1988). 

Ein Beispiel für den niederländischen Ansatz ist eine Gerichtsver-
handlung aus dem Jahr 2007, in der die Entscheidung einer lokalen 
Behörde aufgehoben wurde, einer Frau die Sozialhilfe zu verweigern, 
weil sie einen vollständigen Gesichtsschleier trug. Zur Begründung 
war vom Sozialamt angegeben worden, dass die Frau de facto nicht 
beschäftigungsfähig sei, da es für Kollegen oder Kunden nicht mög-
lich sei, Gesicht und Augen der Frau zu sehen.3 Obschon dies ein 
extremer Fall ist, veranschaulicht die Situation dieser Frau eine Art 
und Weise, wie Multikulturalismus in Verbindung mit einem relativ 
großzügigen Wohlfahrtsstaat zu sozioökonomischer Marginalisie-
rung führen kann. Wenn der Auslegung religiöser Pfl ichten durch 
die Betroff ene Vorrang vor der Sorge der örtlichen Behörden um ihre 
Vermittlungsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt eingeräumt wird, hat 
das aller Wahrscheinlichkeit nach zur Folge, dass die Frau ihr Leben 
lang von Sozialhilfe abhängig sein wird. Die Tatsache, dass sie dazu 
bereit ist, hängt wiederum mit dem Sozialleistungsniveau der Nieder-
lande zusammen, das sie (in Verbindung mit anderen Formen der 
Unterstützung für gering Verdienende, wie etwa Mietzuschüssen) 
nicht zu einem Leben in elender Armut verdammt. 

Der vom British Council und der Migration Policy Group entwi-
ckelte Index für Migrations- und Integrationspolitik (MIPEX) ermög-
licht eine vergleichende Bewertung des Grades an gesetzlicher Gleich-
heit von Immigranten in 25 EU-Mitgliedsstaaten sowie in Norwegen, 
der Schweiz und Kanada.4 Ein Staat erzielt hohe Werte auf dem In-
dex, wenn Einwanderer einfach und mit minimalen Ausgangsvoraus-
setzungen gleiche Rechte erreichen können. Der Index erfasst 140 

3 | Siehe www.elsevier.nl/nieuws/nederland/artikel/asp/artnr/15

6391/rss/true/index.html, Stand 20. September 2007.

4 | Siehe www.integrationindex.eu, Stand 17. Oktober 2007.
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Indikatoren in sechs Bereichen: Zugang zur Staatsbürgerschaft, lang-
fristige Aufenthaltsgenehmigungen, Anti-Diskriminierung, Familien-
zusammenführung, Arbeitsmarktzugang und politische Beteiligung. 

Tabelle 1: Indices zur gesetzlichen Gleichstellung und zu kulturellen 
Rechten für Immigranten
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Österreich  39  3.47 –

Schweiz  50  3.33  -0.85

Deutschland  53  2.48  -0.20

Frankreich  55  1.83  -0.52

Großbritannien  63  2.68  0.31

Niederlande  68  1.57  0.76

Belgien  69  1.73 –

Schweden  88  1.25 –

Tabelle 1 zeigt die Gesamtauswertung der acht Staaten der gegenwär-
tigen Studie. Es stellt sich heraus, dass Schweden den höchsten Grad 
an gesetzlicher Gleichheit von Immigranten aufweist, gefolgt von 
Belgien und den Niederlanden. Diese Staaten sind nicht nur die drei 
ersten in Tabelle 1, sondern auch im größeren MIPEX-Vergleich von 
28 Staaten. Die drei deutschsprachigen Länder Deutschland, Schweiz 
und Österreich zeichnen sich durch einen relativ hohen Grad der Un-
gleichheit zwischen Immigranten und Nicht-Immigranten aus. Öster-
reich nimmt eine besonders niedrige Position in der Rangliste dessen 
ein, was die Autoren als »beste Integrationspraktiken« bezeichnen. 
Unter den 28 Staaten belegt es den 26. Platz. Was als »beste Praktik« 
bezeichnet werden kann, hängt, wie wir im Folgenden noch sehen 
werden, stark davon ab, ob man sich auf eine formelle Rechtsgleich-
heit oder eine praktische, ergebnisorientierte Gleichheit bezieht. 
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Die dritte Spalte der Tabelle vermittelt einen Eindruck von der 
Stabilität der Unterschiede zwischen den Staaten über die Zeit, in-
dem die MIPEX-Werte von 2007 mit dem Legal Obstacles to Integra-
tion Index (LOI) verglichen werden, der von Waldrauch und Hofi nger 
(1997) für das Jahr 1995 zusammengestellt wurde. Trotz der Turbu-
lenzen und Kontroversen um die Immigration und Integration in den 
letzten Jahren sind die Unterschiede zwischen den Ländern in der 
Zeit zwischen 1995 und 2007 erstaunlich stabil geblieben. Schweden, 
Belgien und die Niederlande belegten in beiden Jahren die ersten drei 
Plätze, obwohl 1995 die Niederlande noch vor Belgien an zweiter Stel-
le standen. Österreich und die Schweiz wurden in beiden Jahren als 
die Länder eingestuft, die Immigranten die geringste Gleichheit ge-
währten, und Frankreich blieb in der Mitte des Spektrums. Der ein-
zige größere Unterschied zwischen den beiden Aufstellungen betriff t 
Großbritannien, das im 1995er LOI-Index schlechter als Frankreich 
und Deutschland abschnitt. Waldrauch und Hofi nger selbst äußerten 
allerdings Zweifel an der Gültigkeit dieses Ergebnisses, was haupt-
sächlich an der Tatsache liegt, dass im britischen Common Law viele 
Immigrantenrechte zwar nicht formell in die Gesetzgebung aufge-
nommen, aber von der Rechtsprechung festgelegt worden sind. Da-
raus schließen die Autoren, dass Großbritannien als »methodologi-
sches Problemkind« im LOI-Index als restriktiver wahrgenommen 
werden könnte, als es tatsächlich ist. (Waldrauch und Hofi nger 1997: 
279). Ein weiterer Grund dafür, dass Großbritannien auf dem 2007er 
Index als Staat erscheint, der mehr Gleichheit bietet, liegt darin, dass 
der LOI-Index keine Antidiskriminierungsgesetze berücksichtigte, 
ein Gebiet, auf dem Großbritannien im Vergleich mit vielen anderen 
Staaten gut abschneidet. 

Abgesehen von dieser Dimension der individuellen Gleichheit, 
unterscheiden Koopmans et al. (2005) eine zweite Dimension der Im-
migrantenrechte in Bezug auf kulturelle Rechte, die ihnen als Gruppe 
zugestanden werden, und kulturelle Pfl ichten, deren Erfüllung der 
Staat Immigranten im Gegenzug zur Gewährung voller Bürgerrechte 
auferlegt. Während es bei Staatsbürgerschaft als Dimension der indi-
viduellen Gleichheit, die von den MIPEX- und LOI-Indices gemessen 
wurde, um eine Gleichbehandlung von Einwohnern ungeachtet ihrer 
Rasse, ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Nationalität oder ihres 
kulturellen Hintergrundes geht, bezieht sich die kulturelle Dimen-
sion der Staatsbürgerschaft auf unterschiedliche Rechte und Institu-
tionen, die auf der Zugehörigkeit zu einer Rasse, einer Kultur oder 
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einer religiösen Gruppe basieren. Diese zweite Dimension der Staats-
bürgerschaft ist zum Mittelpunkt der philosophischen Diskussionen 
um Multikulturalismus und Assimilation geworden (z.B. Kymlicka 
1995; Joppke and Lukes 1999; Parekh 2002). Koopmans et al. (2005) 
prüften die folgenden Bereiche für die Dimension der Staatsbürger-
schaft in Bezug auf kulturelle Rechte: 
1.  Kulturelle Bedingungen für die Einbürgerung
2. Erlaubnis islamischer religiöser Praktiken außerhalb öff entlicher 

Einrichtungen (Aufruf zum Gebet, Schlachtung von Tieren, Be-
erdigung) 

3. Kulturelle Rechte und Vorschriften in öff entlichen Einrichtungen 
(Islamschulen und Religionsunterricht, Duldung des Kopftuches, 
spezielle Programme im öff entlichen Rundfunk und Fernsehen)

4. Recht zur politischen Vertretung (spezielle beratende Körperschaf-
ten) 

5. Gruppenspezifi sche Fördermaßnahmen auf dem Arbeitsmarkt. 

Die letzte Spalte von Tabelle 1 zeigt die Gesamtpunktzahl (auf einer 
Skala von -1 bis + 1) der fünf Länder, die in der Studie von Koopmans 
et al. berücksichtigt wurden. Die Niederlande erscheinen dort als 
das Land, das den Einwanderern die größte Spanne an kulturellen 
Rechten eingeräumt hat. Großbritannien steht an zweiter Stelle, 
und Deutschland belegt eine mittlere Position. Frankreich und die 
Schweiz sind die beiden Staaten, die am off ensichtlichsten zu einer 
assimilationistischen Position tendieren, indem sie Immigranten 
relativ wenig kulturelle Rechte einräumen und einen relativ hohen 
Grad an kultureller Anpassung in öff entlichen Einrichtungen verlan-
gen. Frankreich ist das einzige Land, in dem ein klarer Kontrast zwi-
schen den beiden Dimensionen der Staatsbürgerschaft besteht, da es 
bezüglich der Dimension der individuellen Gleichheit relativ inklusiv 
ist, aber der Einräumung kultureller Rechte abgeneigt ist. 

Das Fehlen anderer systematischer Studien über die kulturelle Di-
mension der Staatsbürgerschaft macht es schwierig genau aufzuzei-
gen, wie es sich für andere Staaten, die nicht unter diesen fünf sind, 
verhält. In der Literatur wird Schweden als der Staat herausgestellt, 
der der Art von multikultureller Politik, wie sie in den Niederlanden 
zu fi nden ist, am nächsten kommt (siehe Alund und Schierup 1991; 
Runblom 1994; Soininen 1999). Belgien hat mit den Niederlanden 
eine Geschichte sozialer und religiöser Segmentierung gemeinsam, 
die als »Versäulung« bekannt ist (Lijphart 1968; Huyse 1987) und zu 
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einem Ansatz der segmentierten Eingliederung von Immigranten ge-
führt hat. In Belgien gibt es jedoch wichtige Unterschiede zwischen 
den beiden Sprachgebieten – so folgt das wallonische Gebiet eher 
einem Ansatz im französischen Stil, während Flandern stärker vom 
multikulturellen, niederländischen Ansatz beeinfl usst ist (z.B., Bou-
setta et al. 1999; Gsir et al. 2005). Soweit möglich, werden wir daher 
das Datenmaterial über die beiden Teile Belgiens separat auswerten. 

Einige Beispiele aus verschiedenen Gesellschaftsbereichen sollen 
die niederländische Politik in Bezug auf die kulturellen Rechte von 
Einwanderern illustrieren. Im Bereich der Erziehung (siehe Koop-
mans et al. 2005: 57-61) waren die Niederlande einer der wenigen 
europäischen Staaten, die den Unterricht der »eigenen Sprache und 
Kultur« komplett staatlich subventionierten, bis das Programm 2004 
eingestellt wurde. Religionsunterricht für religiöse Minderheiten 
wird noch immer an öff entlichen Schulen angeboten, und das nieder-
ländische Bildungssystem hat es Muslimen und Hindus ermöglicht, 
dutzende komplett staatlich subventionierte konfessionelle Schulen 
zu gründen, die in den Niederlanden weiter verbreitet sind als in allen 
anderen europäischen Staaten (obgleich diese selbst in den Nieder-
landen lediglich einen geringen Prozentsatz aller muslimischen und 
hinduistischen Kinder erfassen).

Der öff entliche Rundfunk und das Fernsehen sind in den Nieder-
landen gesetzlich verpfl ichtet, zwanzig Prozent ihrer Sendezeit für 
Programme zu reservieren, die auf ethnische Minderheiten ausge-
richtet sind, einige davon in den Sprachen der Immigranten.5 Noch 
2002 sendete das nationale öff entliche Fernsehen eine Sendung für 
Kleinkinder parallel in vier Sprachen: niederländisch, türkisch, ara-
bisch und berberisch.6 Zusätzlich gibt es subventionierte muslimi-
sche und hinduistische Rundfunkanstalten, die für einige Stunden 
in der Woche religiöse Programme für das öff entliche Radio und 
Fernsehen produzieren, ebenso wie dutzende Programme des öf-
fentlichen Lokalfernsehens, die auf eine Vielzahl ethnischer Gruppen 
zugeschnitten sind und von der staatlich subventionierten Rundfunk-

5 | Siehe die Jahresberichte ›Multiculturele programmemering‹ der öf-

fentlichen Rundfunkanstalten, z.B. http://pics.portal.omroep.nl/upnos

/ZakoiolHC_RAP_MC2004_21.pdf, Stand 22. September 2007

6 | Siehe www.omroep.nl/nps/circuskiekeboe/, Stand 22. Septem-

ber 2007.
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anstalt Multicultural Television Netherlands (MTNL) produziert wer-
den.7

Seit der 1980er Jahre haben die Niederlande eine Reihe von För-
derprogrammen für den öff entlichen Sektor umgesetzt (wie etwa das 
Etnische Minderheden bij de Overheid Programm), einige davon für spe-
zifi sche Berufe, wie die Polizei oder das Militär.8 Der niederländische 
Staat hilft Türken mit doppelter Staatsbürgerschaft, die bei der nie-
derländischen Polizei oder dem Militär angestellt sind, sogar dabei, 
ihre Pfl icht gegenüber ihrem Herkunftsland zu erfüllen, indem er 
ihnen (seit 2002) einen zinsfreien Kredit von € 6.000 sowie zwanzig 
Tage bezahlten Urlaub anbietet, um ihrer Wehrpfl icht in der Türkei 
nachzukommen.9 Ein weiteres aktuelles Beispiel für Förderung ist 
das Programm Mozaiek der niederländischen Forschungsgesellschaft 
(NWO), die seit 2004 Promotionsprogramme und Stipendien fi nan-
ziert, die für Studenten mit Migrationshintergrund aus ethnischen 
Minderheitsgruppen reserviert sind.10 Fördermaßnahmen im priva-
ten Sektor sind sehr viel begrenzter. Anders als bei den Programmen 
im öff entlichen Sektor gab es hier keine Regelung zur bevorzugten 
Einstellung, sondern lediglich eine Pfl icht für Arbeitgeber, Maßnah-
men zur Erhöhung des Minderheitenanteils in der Belegschaft zu 
entwickeln und Bericht darüber zu erstatten. Das Programm wurde 
2004 eingestellt.11

Einige Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau haben spezielle 
Projekte für ethnische und religiöse Gruppen aufgebaut, wie etwa ein 
Mehrgenerationenhaus für Hindus in Den Haag (2006 fertiggestellt) 
sowie eine Sozialwohnsiedlung für ältere Muslime (2002). Deren 
»muslimischer« Charakter ist an der Ausrichtung der Toilettensitze 
(nicht nach Mekka gerichtet) und an der Einteilung der Wohnungen 
in »private« und »öff entliche« Räume zu erkennen, in deren Mitte 

7 | Siehe die Website der MTNL (www.mtnl.nl), Stand 22. September 

2007.

8 | Zum EMO-Programm, siehe Smeets (1993). Für berufliche Förderung 

in der Armee, siehe http://archief.trouw.nl/artikel?REC=9e55716d9

701ec471c5b8a7b9a345d71, Stand 9. Oktober 2007.

9 | Siehe http://mpbundels.mindef.nl/33_serie/205/33_205_

b110.htm, Stand 25. September 2007.

10 | Siehe www.nwo.nl/subsidiewijzer.nsf/pages/NWOP_5RNBJK, 

Stand 22. September 2007.

11 | Siehe www.wetsamen.nl, Stand 22. September 2007.
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sich die Küche befi ndet, was de facto der Frau des Hauses ermöglicht, 
die Männer im öff entlichen Teil zu bedienen, ohne von ihnen gese-
hen zu werden.12 Schließlich subventioniert der niederländische Staat 
ein weites Spektrum an Immigrantenorganisationen auf ethnischer 
und religiöser Basis, und hat deren Vorsitzende in repräsentative Räte 
für jede wichtige ethnische Gruppe kooptiert, die eine wichtige bera-
tende Funktion innehaben.13 

WOHLFAHRTSSTA ATSREGIME IN
VERGLEICHENDER PERSPEK TIVE

In diesem Aufsatz vertreten wir den Standpunkt, dass die Auswirkun-
gen von Integrationspolitiken auf die sozioökonomische Stellung von 
Immigranten in hohem Maße von der Struktur des Wohlfahrtsstaates 
beeinfl usst werden. Esping-Andersen unterscheidet drei Typen des 
Wohlfahrtsstaates, ausgehend von ihrem »Dekommodifi zierungs-
grad«, der besagt, inwieweit ein Recht auf Sozialleistungen besteht 
und ob eine Person ihre Existenzgrundlage erhalten kann, ohne vom 
Markt abhängig zu sein (1990: 21-22). Dekommodifi zierung umfasst 
sowohl die Reichweite der Ansprüche an den Wohlfahrtsstaat als auch 
das Niveau dieser Leistungen. In Esping-Andersens Typologie haben 
›sozialdemokratische‹ Wohlfahrtsstaaten den höchsten, »liberale« 
Wohlfahrtsstaaten den geringsten und »konservative« Wohlfahrts-
staaten einen mittleren Grad an Dekommodifi zierung. Von den acht 
in dieser Abhandlung analysierten Staaten gehört Schweden dem 
sozialdemokratischen Typ an, Großbritannien (gemeinsam mit bei-
spielsweise den USA, Kanada und Australien) ist dem liberalen Typ 
zuzuzählen, und Frankreich, Deutschland und die Schweiz sind kon-
servative Wohlfahrtsstaaten. Österreich, Belgien und die Niederlande 
schwanken zwischen dem konservativen und dem sozialdemokrati-
schen Typ, je nachdem, welchen Aspekt der Dekommodifi zierung 
man berücksichtigt, und natürlich je nach der etwas willkürlichen 

12 | Siehe www.woonconsultancy.nl/13.html und marokko.nl/

archief/moslimhuizen.wekken.afkeuring.html, Stand 22. September 

2007.

13 | Für zwei Beispiele beratender Körperschaften, siehe für Türken unter 

www.iot.nl und die kürzlich (2004) hinzugekommene beratende Körper-

schaft für Chinesen unter www.ioc-ch.nl, Stand 22. September 2007.
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Entscheidung, wo man die Grenze zwischen einem Typ und dem 
anderen zieht (siehe Esping-Andersen 1990: 50, 52, 70-72, 74). Die 
Auswertung der acht Staaten gemäß Esping-Andersens Index ist in 
Tabelle 2 zu sehen. 

Tabelle 2: Indikatoren der Inklusivität und des Leistungsniveaus
des Wohlfahrtsstaats 

Dekommodifi zie-
rung Stand 1980 
(Esping-Andersen)

Index der erwar-
teten Leistungen 
2002 (*10, Scruggs)

Gesamt-
punktzahl

Groß-
britannien

23.4 14.5 37.9

Schweiz 29.8 15.8 45.6

Frankreich 27.5 20.9 48.4

Deutschland 27.7 20.9 48.6

Österreich 31.1 22.0 53.1

Niederlande 32.4 23.3 55.7

Belgien 32.4 23.5 55.9

Schweden 39.1 23.9 63.0

Esping-Andersens Datenmaterial bezieht sich auf die 1980er Jahre, 
was die Frage aufwirft, ob sich die Unterschiede zwischen den Wohl-
fahrtsstaaten seitdem geändert haben. Scruggs Analyse (2006) von 
Datenmaterial aus dem Jahr 2002, die ebenfalls in der Tabelle 2 prä-
sentiert wird, zeigt einen hohen Grad an Stabilität in der Rangordnung 
der Staaten. Die einzige Veränderung bezieht sich auf die Schweiz, 
die 1980 ein durchschnittliches Dekommodifi zierungsniveau hatte, 
aber 2002 die zweitniedrigsten Werte für die »erwarteten Leistun-
gen« erreichte. Werden die beiden Indikatoren in einem Summenin-
dex zusammengefasst (siehe letzte Spalte der Tabelle 2), können wir 
den Schluss ziehen, dass in der Zeit zwischen 1980 und 2002 Groß-
britannien das bei weitem am wenigsten dekommodifi zierte Wohl-
fahrtsstaatssystem hatte und dass Schweden der großzügigste und 
inklusivste Wohlfahrtsstaat war. Die anderen Staaten liegen näher an-
einander, wobei die Schweiz, Frankreich und Deutschland dichter an 
Großbritannien liegen, und Österreich, die Niederlande und Belgien 
mehr an Schweden heranreichen. 
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Warum sollte die »Dekommodifi zierung« des Wohlfahrtsstaates 
oder die »Großzügigkeit der Leistungen« für die sozioökonomische 
Stellung von Immigranten im Vergleich zu Nicht-Immigranten von 
Bedeutung sein? Wir werden drei Gründe darlegen, warum Wohl-
fahrtsstaatsregime Auswirkungen auf das sozioökonomische Gefälle 
zwischen Immigranten und Nicht-Immigranten haben können. Der 
erste kann von Borjas (1989) bekannter und empirisch bestätigter 
Hypothese abgeleitet werden (z.B. Van Tubergen 2004), dass Immig-
ranten mit einem geringeren Bildungsniveau und der damit einherge-
henden schwächeren Stellung auf dem Arbeitsmarkt dazu tendieren, 
in Staaten auszuwandern, in denen das Einkommen relativ gleichmä-
ßig verteilt ist, die also benachteiligten Gruppen einen relativ guten 
Schutz gegen wirtschaftliche Not bieten. Immigration in Staaten mit 
relativ inklusiven und großzügigen Wohlfahrtsstaaten wird also »ne-
gativ selektiert«, während Staaten mit größerer sozialer Ungleichheit 
ein attraktiveres Ziel für gebildete Immigranten darstellen. 

Zweitens, wenn sie einmal im Immigrationsland angekommen 
sind, hängt die Entscheidung von Immigranten, ob sie in die Steige-
rung ihres Humankapitals investieren sollten oder nicht, um einen 
Arbeitsplatz zu fi nden (oder um Arbeitslosigkeit vorzubeugen) von 
ähnlichen Gesichtspunkten ab (Chiswick und Miller 1995: 248-249). 
In Wohlfahrtsstaaten mit einem niedrigen Versorgungsniveau ist die 
ökonomische Einschränkung, die mit einer Abhängigkeit von Sozial-
hilfeleistungen assoziiert wird, größer, und es besteht ein starker An-
reiz für Immigranten, in die Steigerung ihrer Arbeitsmarktchancen 
zu investieren, durch Aneignung von Sprachkenntnissen, Bildung 
und den Erwerb von Wissen über die Aufnahmegesellschaft und das 
Knüpfen von Beziehungen zur Wohnlandbevölkerung. In großzügi-
gen Wohlfahrtssystemen dagegen können Immigranten mit mangel-
haftem Human- und Sozialkapital einen relativ ordentlichen Lebens-
standard aufrechterhalten, ohne solche Anpassungsleistungen zu 
vollbringen. 

Diese Tendenz kann von einem dritten Mechanismus, der sub-
jektiven Wahrnehmung des Sozialleistungsniveaus, verstärkt werden. 
Selbst in relativ großzügigen Wohlfahrtsstaaten ist es sicherlich kein 
Luxus, von staatlicher Hilfe abhängig zu sein. Es ist jedoch wahr-
scheinlich, dass die subjektive Wahrnehmung des Lebensstandards, 
der mit der Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen assoziiert ist, bei 
Einheimischen anders ausfällt als bei Immigranten, besonders für 
solche der ersten Generation. Deprivation ist immer relativ (Gurr 
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1970) und abhängig vom Vergleich einer gegenwärtigen Situation mit 
der eigenen Vergangenheit oder der Situation von Bezugsgruppen. 
Für Einheimische stellen andere, aber besser gestellte Einheimische 
die relevante Vergleichsgruppe dar, und daher ist es wahrscheinlich, 
dass die Abhängigkeit von Sozialhilfe als eine starke Quelle relativer 
Deprivation angesehen wird. Sowohl für Immigranten als auch für 
Einheimische wird die Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen im 
Vergleich mit einer früheren Situation, in der sie noch im Einwande-
rungsland berufstätig waren, negativ abschneiden (wie sehr negativ, 
hängt vom Wohlfahrtssystem ab). Für Immigranten ist diese Quel-
le der relativen Deprivation allerdings im Kontext der europäischen 
Wohlfahrtsstaaten nicht immer relevant, weil eine beträchtliche Zahl 
(besonders Flüchtlinge) sofort in die Abhängigkeit von Sozialhilfe 
fällt, ohne jede vorhergehende berufl iche Anstellung. Im Jahr 2002 
zum Beispiel waren in den Niederlanden jeweils 40, 34 und 33 Pro-
zent der neu zugewanderten Immigranten aus Afghanistan, dem 
Irak und Somalia von Sozialversicherungs- und Sozialhilfeleistungen 
abhängig (CBS 2004: 122).

Mit oder ohne vorhergehendes Arbeitsverhältnisses im Einwan-
derungsland wird die gegenwärtige Situation von Immigranten auch 
relativ zu ihrer früheren wirtschaftlichen Situation (oder der ihrer 
Eltern) in ihrem Herkunftsland bewertet. Selbst für Sozialhilfeemp-
fänger wird dieser Vergleich wahrscheinlich positiv ausfallen, da ihr 
Einkommen aus Sozialleistungen vermutlich weit höher ist als das, 
was sie in ihrem Herkunftsland verdienten, selbst wenn man die hö-
heren Lebenshaltungskosten im Einwanderungsland berücksichtigt. 
Außerdem werden Immigranten ihre wirtschaftliche Situation mit 
der ihrer Familienmitglieder, Freunde und Nachbarn vergleichen, die 
im Herkunftsland zurückgeblieben sind. Dieser Vergleich fällt eben-
falls häufi g vorteilhaft aus, selbst bei jenen, die von Sozialhilfe abhän-
gig sind. Alles in allem ist die relative Deprivation als Anreizfaktor, 
um in den Aufbau von Humankapital zu investieren, wahrscheinlich 
für Immigranten wesentlich geringer als für Einheimische, und zwar 
umso kleiner, je höher das Versorgungsniveau ist, das ein bestimmtes 
Wohlfahrtssystem bietet. Mit anderen Worten: Wir erwarten, dass das 
sozioökonomische Gefälle zwischen Immigranten und Nicht-Immig-
ranten in vergleichsweise großzügigen Wohlfahrtsstaaten wie Schwe-
den am höchsten und in liberalen Wohlfahrtsstaaten wie Großbritan-
nien am niedrigsten ist. 
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DAS ZUSAMMENSPIEL VON INTEGR ATIONSPOLITIK
UND WOHLFAHRTSSYSTEMEN

Integrationspolitik und Wohlfahrtssysteme interagieren über eine 
Anzahl verschiedener Mechanismen. Erstens bestimmt die Integra-
tionspolitik den Zugang zu gleichen Rechten im Allgemeinen, und 
daher auch zu Sozialleistungen. In all den westeuropäischen Staa-
ten, die hier in Betracht gezogen wurden, sind wohlfahrtsstaatliche 
Rechte prinzipiell allen legalen Einwohnern zugänglich, jedoch kann 
die Abhängigkeit von Sozialhilfe negative Konsequenzen haben, wie 
etwa hinsichtlich der Möglichkeit, einen Ehepartner aus dem Her-
kunftsland nachzuholen, oder eine sicherere Aufenthaltserlaubnis zu 
erlangen. In einigen Staaten, wie Deutschland und der Schweiz, kann 
eine »selbst verschuldete« lange Abhängigkeit von Sozialleistungen 
zumindest theoretisch zur Abschiebung führen. Solche Nachteile 
einer Sozialhilfeabhängigkeit können vermieden werden, indem sich 
ein Immigrant einbürgert, aber einige Länder (z.B. Deutschland) ma-
chen es zur Bedingung für die Einbürgerung, nicht von Sozialleistun-
gen abhängig zu sein. Auf Grund dessen wird Sozialhilfeabhängigkeit 
in Ländern wie Österreich, Deutschland und der Schweiz, in denen 
die Staatsbürgerschaft schwierig zu erlangen ist, mit viel größeren 
Nachteilen und Risiken assoziiert als in Ländern mit einem System 
der off enen Staatsbürgerschaft, wie Frankreich, Großbritannien, den 
Niederlanden, Belgien und Schweden, wo die meisten Immigranten 
keine negativen Konsequenzen aufgrund ihrer Sozialhilfeabhängig-
keit befürchten müssen. 

Zweitens könnte die kulturelle Dimension der Integrationspolitik 
Konsequenzen für die Humankapitaldefi zite haben, mit denen Im-
migranten in den Arbeitsmarkt eintreten. Politische Maßnahmen, 
die sprachliche und kulturelle Assimilierung anstreben, üben Druck 
auf Immigranten aus, sich Fertigkeiten und Wissen anzueignen und 
soziale Kontakte zu knüpfen, die ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
erhöhen. Multikulturelle politische Maßnahmen hingegen, die die 
eigene Sprache und Kultur der Immigranten fördern und sie dazu 
stimulieren, sich an ihrer ethnischen Gemeinschaft zu orientieren, 
könnten die unbeabsichtigte Konsequenz haben, sprachliche Defi zite 
und das Fehlen kultureller Sozialkompetenz zu verfestigen. Darüber 
hinaus kann die multikulturalistische Betonung des Bezugs auf die 
eigene Gruppe und die Bewahrung ihrer Sprache und Kultur der Ent-
wicklung sozialer Kontakte mit Einheimischen über ethnische Gren-
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zen hinweg abträglich sein und die Immigranten so einer wichtigen 
Quelle für Sozialkapital berauben, da die Einheimischen die Schlüs-
sel zum Großteil des Wissens und der Ressourcen zur erfolgreichen 
Integration in den Arbeitsmarkt in der Hand haben. 

Die positiven Auswirkungen des Spracherwerbs auf die Arbeits-
marktbeteiligung sind in zahlreichen Studien belegt worden (z.B. 
Chiswick und Miller 1995; Dustmann und Fabbri 2003; van Tubergen 
et al. 2004). Chiswick und Miller (1995: 257-258) zitieren australische 
Studienergebnisse, die zeigen, dass die Englischkenntnisse unter 
Immigrantengruppen abnahmen, nachdem 1960 der Unterricht in 
Minderheitensprachen in der Schule eingeführt wurde. Sie stellen 
die Hypothese auf, dass die Ursache darin liegt, dass eine Politik des 
sprachlichen Pluralismus die Wahrscheinlichkeit reduziert, dass Eng-
lisch zu der Sprache wird, die in Immigrantenfamilien zuhause ge-
sprochen wird. 

Granovetter (1973) betont generell die Wichtigkeit des Aufbaus 
von Netzwerken für den Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Personen, 
mit denen Netzwerke geknüpft werden, sollten »größeres Wissen 
und Einfl uss« (Wegener 1991: 60) besitzen. Aus diesem Grund sind 
soziale Kontakte mit Einheimischen für einen Immigranten generell 
wertvoller, um seine Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt zu ver-
bessern, als soziale Kontakte mit anderen Immigranten, da es wahr-
scheinlich ist, dass diese den selben Mangel an sozialem Wissen und 
Einfl uss haben. Niederländische Studien zeigen, dass tatsächlich ein 
positiver Zusammenhang zwischen der Arbeitsmarktbeteiligung von 
Immigranten und dem Grad, in dem sie soziale Kontakte mit ethni-
schen Niederländern pfl egen, besteht (z.B., Dagevos 2001; Engbersen 
2003). Über direkte Bemühungen um sozioökonomische Mobilität 
hinaus, können Kontakte mit Einheimischen auch indirekte Auswir-
kungen haben, da sie das Erlernen der Mehrheitssprache fördern. 
Chiswick und Miller (1995) haben zum Beispiel herausgefunden, 
dass die Heirat mit einem einheimischen Ehepartner und das Le-
ben in einer Gegend mit niedriger Konzentration von Menschen mit 
demselben ethnischen Hintergrund starke Prädiktoren für Wohn-
landsprachkompetenz darstellen. Die negativen Auswirkungen des 
Lebens in einer Gegend mit vielen Menschen desselben ethnischen 
Hintergrunds auf den Spracherwerb sind am größten für Immigran-
ten, die ein geringeres Bildungsniveau aufweisen und schon daher 
ein größeres Risiko der Arbeitslosigkeit haben (Chiswick und Miller 
1995: 263). 
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Länderübergreifende Vergleiche zur Kompetenz bezüglich der 
Sprache des Gastlandes gibt es kaum; die verfügbaren Daten deu-
ten jedoch in Richtung eines negativen Zusammenhanges zwischen 
multikultureller Politik und der Wohnlandsprachkompetenz. Eine 
niederländische Studie (Dagevos et al. 2007: 45-46), die Türken in 
Deutschland und den Niederlanden vergleicht, zeigt, dass 52 Prozent 
der Türken in Deutschland die deutsche Sprache gut beherrschen (19 
Prozent schlecht oder gar nicht), wohingegen nur 39 Prozent der nie-
derländischen Türken die niederländische Sprache gut beherrschen 
(28 Prozent schlecht oder gar nicht). Ersanilli und Koopmans (2007) 
verglichen Türken in den Niederlanden, Deutschland und Frankreich 
und fanden heraus, dass niederländische Türken die Sprache ihres 
Wohnlandes am wenigsten nutzen und gleichzeitig am wenigsten 
Probleme mit der türkischen Sprache haben. Türken in Frankreich 
haben eine signifi kant höhere Sprachkompetenz in der Sprache ihres 
Wohnlandes, nutzen diese häufi ger in Gesprächen mit Freunden, 
Ehepartnern, Kindern und Eltern und haben größere Schwierigkei-
ten mit dem Türkischen als ihre Landsleute in Deutschland oder den 
Niederlanden.

Die gleiche Studie von Ersanilli und Koopmans (2007) bietet auch 
seltene länderübergreifende Vergleiche über den Grad der sozialen 
Kontakte zwischen türkischen Einwanderern und den Mitgliedern 
der ethnischen Mehrheit. Nach Aspekten ihres persönlichen Um-
feldes befragt, gehen französische Türken signifi kant häufi ger mit 
Personen der ethnischen Mehrheit aus und empfangen diese auch 
häufi ger als Gäste bei sich zu Hause. Deutsche Türken haben hin-
gegen signifi kant mehr Kontakte zur ethnischen Mehrheit an ihrem 
Arbeitsplatz als französische und niederländische Türken (bezogen 
auf diejenigen, die eine Arbeitsstelle haben oder hatten). Private und 
berufl iche Kontakte zusammengenommen, haben niederländische 
Türken den geringsten Zugang zu interethnischem Sozialkapital. Wie 
wir im Folgenden sehen werden, bestätigen die Ergebnisse hinsicht-
lich räumlicher Segregation den relativ geringen Grad sozialer Kon-
takte zwischen Immigranten und ethnischer Mehrheit in den Nieder-
landen sowie einen eingeschränkteren Grad der sozialen Segregation 
in Frankreich und Deutschland. 
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ANMERKUNG ZUR UNTERSCHIEDLICHEN 
ZUSAMMENSE T ZUNG DER IMMIGR ANTENBE VÖLKERUNG 
IN DEN VERSCHIEDENEN L ÄNDERN

Angesichts der Tatsache, dass es bedeutende Unterschiede im Grad 
der Integration zwischen den Immigranten verschiedener Herkunfts-
länder gibt, könnten die gesammelten Daten zu Erwerbstätigkeit, 
Segregation und Kriminalität von der Zusammensetzung der Immi-
grantenbevölkerung beeinfl usst sein. Einige Autoren sind der Mei-
nung, dass die vergleichsweise schwache sozioökonomische Integra-
tion von Immigranten in den Niederlanden daraus resultiert, dass das 
Land mehr und schlechter ausgebildete Immigranten aufgenommen 
hat als andere europäische Länder (z.B. Doomernik 1998; Böcker und 
Thränhardt 2003). Wäre dies richtig, könnten länderübergreifende 
Unterschiede ganz einfach der unterschiedlichen Zusammenset-
zung der Immigrantenpopulationen in den verschiedenen Ländern 
geschuldet sein und hätten wenig mit Integrationspolitik und wohl-
fahrtsstaatlichem System zu tun. 

Allerdings scheint diese Erklärung nicht auf die Ergebnisse zur 
niederländischen Integration zuzutreff en und passt auch nicht zu 
dem allgemeinen Muster der Unterschiede zwischen den Einwande-
rungsländern, auf das wir im Folgenden stoßen werden, wonach die 
Niederlande mit Schweden und Belgien eine relativ geringe Beschäf-
tigungsquote, starke Segregation der Wohnbevölkerung und hohe 
Kriminalitätsraten unter Immigranten gemein haben. Das statistische 
Kompendium über Bestand und Veränderung der Immigrantenpopu-
lationen, zusammengestellt von Lederer (1997: 202ff .), zeigt, dass die 
Niederlande im Zeitraum von 1960 – 1994 eine höhere Netto-Pro-Kopf-
Einwanderungsrate hatten als Belgien, Frankreich und Großbritannien. 
Aber die Netto-Einwanderung in Schweden, Österreich, Deutschland 
und der Schweiz übertraf das Niveau der Niederlande. Aus den verfüg-
baren statistischen Daten geht nicht hervor, dass die Niederlande mehr 
gering gebildete Immigranten aufgenommen haben. Van Suntum und 
Schlottböller (2002: 25-27, 179) legen vergleichende Daten über Unter-
schiede im Ausbildungsniveau von nichtwestlichen Immigranten und 
einheimischer Bevölkerung vor und zeigen, dass der Rückstand der 
Immigranten in den Niederlanden größer ist als in Großbritannien 
und Schweden. In Deutschland, Frankreich, Belgien und Österreich 
sind nichtwestliche Immigranten im Vergleich zur einheimischen Be-
völkerung jedoch weniger gut ausgebildet als in den Niederlanden. 
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Gleichwohl wird in den nachfolgenden Analysen, wenn möglich, 
um die Unterschiede in der Zusammensetzung der Immigranten-
populationen kontrolliert. Die Arbeitsmarkt-Daten beziehen sich nur 
auf Immigranten aus Nicht-EU-Ländern, damit der Tatsache Rech-
nung getragen wird, dass in manchen Ländern (wie der Schweiz) ein 
relativ großer Teil der Immigranten aus EU-Ländern kommt, wäh-
rend in anderen (wie den Niederlanden) ein relativ großer Teil von au-
ßerhalb der EU stammt. Darüber hinaus liegen vergleichende Daten 
zur Partizipation am Arbeitsmarkt vor, die sich auf spezifi sche eth-
nische Gruppen fokussieren. Vergleichende Daten zur räumlichen 
Segregation stehen jeweils gesondert für einige ethnische Gruppen, 
wie Marokkaner und Türken, zur Verfügung. Lediglich die Inhaftie-
rungsdaten erlauben keine Aufschlüsselung nach spezifi schen Her-
kunftsländern oder -regionen.         

ARBEITSMARK TINTEGR ATION VON IMMIGR ANTEN IM 
INTERNATIONALEN VERGLEICH

Aus den Argumenten und Ergebnissen zu Integrationspolitik und 
wohlfahrtsstaatlichen Systemen, die im Vorhergehenden diskutiert 
wurden, können wir folgende Hypothesen hinsichtlich der Beschäfti-
gungsquote der Immigranten herleiten: 
1. Die Beschäftigungsquote der Immigranten (in Relation zur einhei-

mischen Bevölkerung) wird in den relativ großzügigen Wohlfahrts-
staaten des »sozialdemokratischen« Typs (Schweden) geringer 
sein, in Ländern mit ›liberalen‹ Wohlfahrtsstaaten (Großbritan-
nien) höher sein, während sie in Ländern mit »konservativen« 
Wohlfahrtsstaaten (Deutschland, Frankreich, Schweiz, Österreich, 
Belgien, Niederlande) dazwischen liegen wird.

2. Die Beschäftigungsquote der Immigranten wird höher sein in Län-
dern, in denen gleiche Bürgerrechte schwerer zu erreichen sind 
(Österreich, Schweiz, Deutschland), geringer sein, wo gleiche Bür-
gerrechte einfacher zu erreichen sind und der Druck zu kultureller 
Assimilation gering ist (Großbritannien, Schweden, Niederlande, 
Belgien-Flandern). In den Ländern, in denen individuelle Rechte 
leicht zu erreichen sind, der kulturelle Assimilationsdruck jedoch 
hoch ist (Frankreich, Belgien-Wallonien), werden mittlere Werte 
erreicht.

Hypothese 1 und 2 kombiniert führen zu: 
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3. Die Interaktion zwischen Wohlfahrtsstaaten und Integrationspoli-
tik ist multiplikativ: Länder, die entweder einen eingeschränkten 
Wohlfahrtsstaat mit geringem Fürsorge-Level (Großbritannien) 
aufweisen oder eine restriktive Integrationspolitik betreiben, die 
die Rechte der Immigranten von kultureller Assimilation und 
Vermeidung der Abhängigkeit vom Wohlfahrtsstaat (Österreich, 
Schweiz, Deutschland) abhängig macht, werden eine relativ hohe 
Beschäftigungsquote der Immigranten aufweisen. Im Gegensatz 
dazu werden Länder, die über einen vergleichsweise großzügigen 
Wohlfahrtsstaat verfügen und eine multikulturelle Integrations-
politik verfolgen (Schweden, Niederlande; Belgien-Flandern), eine 
relativ niedrige Beschäftigungsquote der Immigranten erreichen. 
Länder, die einen vergleichsweise großzügigen Wohlfahrtsstaat 
mit einer Integrationspolitik kombinieren, die leicht individuelle 
Rechte gewährt, jedoch einen hohen Assimilationsdruck ausübt, 
werden eine mittlere Beschäftigungsquote unter Immigranten er-
reichen (Frankreich, Belgien-Wallonien). 

Hypothese 2 und 3 widersprechen der politischen Philosophie des 
Multikulturalismus, die annimmt, dass Immigranten um so besser 
integriert werden, je einfacher und schneller sie offi  zielle Gleichbe-
rechtigung erlangen und je mehr sie ihre kulturelle Identität und ihre 
Bräuche bewahren und entwickeln können. Gingen wir von dieser 
Annahme aus, müssten wir das genaue Gegenteil der oben genannten 
Hypothese vorhersagen, nämlich eine relativ hohe Beschäftigungs-
quote der Immigranten in Ländern wie den Niederlanden und Schwe-
den, und eine geringe Beteiligung in Ländern wie Deutschland und 
Österreich, wo Immigranten auf stärkere Barrieren zu einer offi  ziel-
len Gleichberechtigung treff en, oder in Ländern wie Frankreich, wo es 
nur wenig Raum für die Anerkennung kultureller Unterschiede gibt. 

Tabelle 3 zeigt die Beschäftigungsquoten der Bevölkerung im Alter 
von 15 bis 64 Jahren (den Anteil der Personen dieser Altersgruppe, 
die erwerbstätig sind) und vergleicht Einheimische und Personen, 
die in Nicht-EU-Ländern geboren sind. Da das absolute Niveau der 
Netto-Beschäftigungsquote von der Wirtschaftslage und der Art des 
Sozialversicherungssystems des jeweiligen Landes abhängt, ist der 
aussagekräftigste Vergleichsmaßstab die Beschäftigungsquote von 
nicht in der EU geborenen Immigranten in Relation zu der der Ein-
heimischen. Diese wird in der letzten Spalte der Tabelle dargestellt. In 
nur einem Land, nämlich Österreich, gibt es fast keinen Unterschied 
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in der Arbeitsmarktpartizipation der beiden Gruppen. Deutschland, 
die Schweiz und Großbritannien stehen auch relativ gut da, sowie in 
etwas geringerem Maße auch Frankreich und Belgien-Wallonien. Die 
Niederlande, Schweden und der fl ämische Teil Belgiens haben die re-
lativ niedrigsten Beschäftigungsquoten von Nicht-EU-Immigranten. 
Wenn wir Frauen und Männer getrennt betrachten, ist die Reihenfol-
ge der Länder nahezu die gleiche, mit der Ausnahme, dass Schweden 
und die Niederlande bei den männlichen Immigranten die Plätze tau-
schen.

Tabelle 3: Arbeitsmarktbeteiligung (Beschäftigungsquoten) in Prozent
der Bevölkerung von 15-64-Jährigen, Durchschnittswerte für 1999-2004 

Einheimische Außerhalb der 
15 EU-Staaten 
Geborene 

Relativer Beschäfti-
gungsgrad außerhalb 
der 15 EU-Staaten 
geborener Personen 

Österreich 68.1 66.6 0.98

Deutsch-
land*

68.5 59.4 0.87

Schweiz** 79.5 68.5 0.86

Groß-
britannien

72.0 60.3 0.84

Frankreich 63.5 52.5 0.83

Belgien –
Wallonien

56.4 45.1 0.80

Niederlande 75.1 57.8 0.77

Schweden 75.1 54.4 0.72

Belgien –
Flandern

64.4 45.3 0.70

Quellen: Eurostat, Labour Force Survey, eigene Berechnung, für Deutsch-

land: Sozioökonomisches Panel, eigene Berechnung. Daten für das zweite 

Quartal 1999-2004. 

* Daten für Deutschland: Jahresdurchschnitt 1999-2004; 

** Daten für die Schweiz: Zweites Quartal 2003-2004.

Obwohl wir den Vergleich auf Immigranten aus Nicht-EU-Ländern 
begrenzt haben, ist es immer noch möglich, dass die Unterschiede 
zwischen den Ländern teilweise oder insgesamt den verschiedenen 
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Zusammensetzungen der Population der Nicht-EU-Immigranten 
zugeschrieben werden müssen. Jedoch sind einige gesicherte Ver-
gleichsdaten zu spezifi schen Immigrantengruppen verfügbar, die 
nicht anzeigen, dass Kompositionseff ekte bei den Unterschieden im 
Ländervergleich, wie wir sie in Tabelle 3 fi nden, eine wichtige Rolle 
spielen. In einer Studie, die Immigranten aus dem früheren Jugo-
slawien in Schweden und Österreich vergleicht, fi ndet Kogan (2003: 
607) heraus, dass Exjugoslawen in Österreich mit höherer Wahr-
scheinlichkeit im Erwerbsleben aktiv sind als einheimische Österrei-
cher (84 Prozent zu 72 Prozent), wohingegen die Exjugoslawen in 
Schweden viel seltener im Erwerbsleben aktiv sind als einheimische 
Schweden (54 Prozent zu 85 Prozent). Euwals et al. (2006: 30) haben 
einen ähnlichen Vergleich zu türkischen Immigranten in Deutsch-
land und den Niederlanden durchgeführt, in der sie die Blinder-Oa-
xaca-Dekompositionsmethode anwandten, um die Unterschiede zwi-
schen Einheimischen und türkischen Immigranten zu errechnen, 
die nach Alter und Ausbildungsgrad standardisiert wurden. In beiden 
Ländern liegt die standardisierte Beschäftigungsquote der türkischen 
Immigranten unter der der Einheimischen. Die Unterschiede zwi-
schen Türken und Einheimischen sind jedoch in den Niederlanden 
(21 Prozent bei Männern und 20 Prozent bei Frauen) viel größer als in 
Deutschland (6 Prozent bei Männern und 7 Prozent bei Frauen). 

Wenn wir zu den Hypothesen, die wir am Anfang dieses Kapitels 
formuliert haben, zurückkehren, können wir zu dem Schluss kom-
men, dass diese von den Vergleichsdaten weitgehend bestätigt wer-
den. Übereinstimmend mit Hypothese Nummer 1 zeigt Großbritan-
nien mit seinem liberalen wohlfahrtsstaatlichen System eine relativ 
gute Integration der Nicht-EU-Immigranten auf dem Arbeitsmarkt, 
wohingegen der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat Schweden mit 
einer relativ schwachen Arbeitsmarktintegration verknüpft ist. Die 
Wohlfahrtstaatsperspektive erklärt jedoch nicht, warum Österreich, 
Deutschland und die Schweiz sogar eine noch höhere Erwerbstätig-
keit von Immigranten als Großbritannien aufweisen, und warum die 
Niederlande und Flandern genauso schlecht dastehen wie Schweden. 

Diese Abweichungen lassen sich mit der zweiten Hypothese 
gut erklären, die besagt, dass die Beschäftigungsquote von Immig-
ranten negativ zusammenhängt mit der Leichtigkeit, eine offi  zielle 
Gleichstellung zu erreichen, und dem Fehlen eines starken Druckes 
zu kultureller Assimilation. Diese integrationspolitische Erklärung 
ist wiederum mit der Abweichung in Großbritannien konfrontiert, 
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das Immigranten ein relativ hohes Maß an Gleichstellung und An-
erkennung kultureller Unterschiede zugesteht, aber immer noch ein 
relativ hohes Niveau der Integration auf dem Arbeitsmarkt erreicht. 
Daher bringt die kombinierte Hypothese 3 die besten Ergebnisse: 
Länder, die entweder einen eingeschränkten Wohlfahrtsstaat oder 
eine restriktive und assimilierende Integrationspolitik haben, weisen 
die höchsten Beschäftigungsquoten von Immigranten auf. Dagegen 
zeigen Länder, die einen großzügigen Wohlfahrtsstaat mit leichtem 
Zugang zu gleichen Bürgerrechten und begrenztem Assimilierungs-
druck verbinden (Schweden, die Niederlande und der fl ämische Teil 
Belgiens), die niedrigsten Beschäftigungsquoten von Immigranten. 

SEGREGATION IM WOHNBEREICH
IM INTERNATIONALEN VERGLEICH

Bei der Betrachtung der räumlichen Segregation ist es weniger nahe 
liegend, einen Eff ekt des Wohlfahrtsstaates zu erwarten. Einerseits 
verringert ein starker Wohlfahrtsstaat die Einkommensunterschiede, 
was die Möglichkeiten der Immigranten auf dem Wohnungsmarkt 
verbessern könnte. Andererseits haben wir gesehen, dass Immigran-
ten in starken Wohlfahrtsstaaten häufi ger dazu neigen, ökonomisch 
inaktiv zu sein, was wiederum ihre Möglichkeiten auf dem Woh-
nungsmarkt einschränken würde, weil es sie von billigen oder sub-
ventionierten Unterkünften abhängig macht, die für gewöhnlich in 
bestimmten Vierteln konzentriert sind. 

Eine Erwartung kann hinsichtlich des Eff ekts der Integrations-
politik formuliert werden. Segregation ist nicht nur von den fi nanziel-
len Möglichkeiten bestimmt, sondern auch von der kulturellen Vor-
liebe, sowohl von der Minderheit der Immigranten als auch von der 
einheimischen Mehrheit, zwischen Menschen der gleichen Ethnizität 
oder Religion zu leben. Auch wenn die freiwillige Selbst-Segregation 
der Immigranten eine Rolle spielen mag, hat die Präferenz der ethni-
schen Mehrheit im Allgemeinen den größeren Einfl uss auf die Struk-
tur der Segregation. Die Angehörigen der Mehrheit haben auf Grund 
höherer Einkommen und besserer Kenntnis des Wohnungsmarktes 
mehr Möglichkeiten zu wählen, wo sie wohnen wollen. In manchen 
Fällen – wie etwa den Niederlanden – bevorzugt das Wohnungsverga-
besystem diejenigen, die bereits länger in der Stadt wohnen. Unsere 
These ist, dass die Neigung, unter Menschen der gleichen Ethnizität 
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zu leben, sowohl unter den Immigranten als auch unter der Mehr-
heitsbevölkerung durch eine Integrationspolitik gestärkt wird, die As-
similation ablehnt und die Immigranten dazu ermutigt, ihre eigenen 
Bräuche zu bewahren. Eine Politik, die kulturelle Unterschiedlichkeit 
betont, kann zu einer Entfremdung der Mehrheitsbevölkerung von 
den Minderheiten beisteuern, weil Sprachprobleme und andersarti-
ge Bräuche dazu führen, dass sich die Einheimischen in Vierteln, in 
denen sich viele Immigranten ansiedeln, weniger »zuhause« fühlen 
(siehe z.B. Sniderman und Hagendoorn 2007). Die Leithypothese 
dieses Absatzes ist daher:
4. Die räumliche Segregation von Immigranten wird in Ländern mit 

multikultureller Integrationspolitik, wie den Niederlanden, Schwe-
den, Großbritannien und Belgien, stärker ausgeprägt sein, und in 
Ländern, die die Assimilation der Immigranten in die kulturelle 
Mehrheit stärker betonen, wie Österreich, Deutschland, Frank-
reich und der Schweiz, weniger deutlich hervortreten. 

Räumliche Segregation ist im internationalen Vergleich nur schwer 
zu untersuchen. Zu den üblichen Problemen der unterschiedlichen 
Zusammensetzung der Immigrantenpopulationen kommt, dass Se-
gregationsdaten abhängig von der Größe der räumlichen Einheiten 
(Stadtteile, Stadtbezirke u.s.w.) sind, in denen die Indices errechnet 
werden (siehe z.B. Musterd und de Winter 1998; Musterd 2005). Die-
ses Problem ist jedoch handhabbar, da für einige Städte Daten zu Ag-
gregationen verschiedener Größenordnung verfügbar sind, die zei-
gen, dass die Wahl der Größeneinheit der Untersuchung nur wenig 
Auswirkung auf die daraus resultierenden Segregations-Indices hat.14 
Tabelle 4 zeigt Daten zu einer Auswahl von ethnischen Gruppen in 
Städten der acht Länder, die in diesem Aufsatz diskutiert werden. 

14 | Die Segregationsindices in Tabelle 4 für Bangladescher in Birming-

ham und London beziehen sich auf die Ebene von »wards« (ungefähr 10.000 

Einwohner, der untere Wert) oder alternativ auf der Ebene von »enumeration 

districts« (ungefähr 500 Einwohner, der obere Wert) als Einheit der Unter-

suchung. Die Segregationsindices für Türken in Amsterdam beziehen sich 

auf drei Ebenen der räumlichen Segregation und unterscheiden nach 1.216 

Flächenrastern (der obere Wert) beziehungsweise 389 oder 93 Stadtvier-

teln (mit identischen unteren Werten des Segregationsniveaus). Siehe Mus-

terd 2005: 333-334.
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Antwerpen – Nordafrikaner 70

Bradford – Bangladescher 70

Birmingham – Bangladescher 68-79

Birmingham – Pakistaner 66

London –Bangladescher 63-75

Stockholm –Türken 60

Bradford – Pakistaner 60

Brüssel – Marokkaner 59

Stockholm – Iraner 57

Stockholm – Somalier 56

Den Haag – Türken 53

Den Haag – Minderheiten 52

Rotterdam – Türken 50

London – Pakistaner 49

Den Haag – Marokkaner 48

London – Schwarze Kariben 45

Birmingham – Schwarze Kariben 42

Rotterdam – Minderheiten 42

Amsterdam – Marokkaner 42

Amsterdam – Türken 40-45

Den Haag – Surinamer 39

Amsterdam – Surinamer 34

Zürich – Türken * 34

Amsterdam – Minderheiten 33

Ile de France – Marokkaner * 33

Ile de France – Algerier * 32

Düsseldorf – Türken 30

Wien– Ausländer 30

Düsseldorf – Marokkaner 28

Frankfurt – Marokkaner 27

Bern – Muslime 27

Rotterdam – Surinamer 26

Lille – Nichtfranzosen 25

Paris – Algerier 23

Frankfurt – Türken 19

München – Ausländer 12

Quellen: Murdie und 

Borgegard 1998 

(Stockholm, Türken 

und Somalier); Gächter 

2005 (Bern); Heye and 

Leuthold 2004 (Zürich); 

Préteceille 2006 (Ile de 

France); alle anderen 

Daten von Musterd 

2005. Alle Zahlen sind 

Segregations-Indices, 

außer denen mit Stern 

gekennzeichneten, die 

Dissimilarity-Indices zwi-

schen der entsprechen-

den Gruppe und Einhei-

mischen darstellen.

Tabelle 4: Segregations-
Indices (0-100) 
verschiedener 
Immigrantengruppen 
in ausgewählten 
europäischen Städten 
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Die Ergebnisse in der Tabelle verdeutlichen zwei Punkte: Zum einen 
gibt es wesentliche Unterschiede zwischen ethnischen Gruppen. So-
wohl in Großbritannien als auch in den Niederlanden ist der Grad der 
Segregation bei Gruppen mit muslimischem Hintergrund viel höher 
als bei Schwarzen aus der Karibik (Surinamern in den Niederlanden). 
In Stockholm (siehe Murdie and Borgegard 1998: 1879) lassen sich 
ähnliche Unterschiede zwischen muslimischen Gruppen wie Türken, 
Somaliern und Iranern auf der einen Seite und europäischen Immig-
ranten (in der Tabelle nicht dargestellt) wie Polen (Segregations-Index 
20) und Jugoslawen (31) auf der anderen Seite feststellen. Ähnliches 
fi nden wir in Paris vor: Algerier (23) leben in stärkerer Segregation 
als Portugiesen (Segregations-Index 12; siehe Musterd 2005: 334). 
Diese Unterschiede zwischen den Gruppen bestätigen das oben ge-
nannte Argument, dass Segregation mit dem Grad der kulturellen 
Diff erenz zusammenhängt. Als ein Ergebnis der Kombination aus 
Selbst-Segregation und Abwendung der Mehrheit, leben die kulturell 
verschiedeneren, muslimischen Gruppen stärker räumlich getrennt 
vom Rest der Bevölkerung als europäische Immigranten oder post-
koloniale Immigranten aus der Karibik, die für gewöhnlich fl ießend 
Niederländisch oder Englisch sprechen und meistens einen christ-
lichen Hintergrund haben. 

Zum zweiten sind – selbst wenn wir Ursprungsland oder -region 
der Immigrantengruppen konstant halten – bedeutende Unterschie-
de zwischen einzelnen Städten und Ländern zu beobachten. Diese 
Unterschiede sind weithin im Einklang mit den Erwartungen, die 
in Hypothese 4 formuliert wurden. Wenn wir die Türken untersu-
chen, stellen wir fest, dass diese die höchsten Segregationsraten in 
Stockholm und den drei holländischen Städten haben, wohingegen 
sie in Zürich, Düsseldorf und Frankfurt gleichmäßiger verteilt über 
die Stadt leben. Eine weitere Schweizer Stadt, Bern, fällt in das glei-
che Muster, obwohl sich hier die Daten auf Muslime insgesamt be-
ziehen. 

Immigranten aus dem Maghreb (Libyer, Tunesier, Marokkaner, 
Algerier) leben in Antwerpen und Brüssel am stärksten segregiert, 
gefolgt von den drei holländischen Städten. Deutlich niedrigere Se-
gregationsniveaus der Maghrebiner fi nden sich in Düsseldorf und 
Frankfurt, wie auch in Paris und der Ile de France, der Region di-
rekt um Paris herum. Das letzte Ergebnis ist bemerkenswert ange-
sichts des Eindruckes, der durch die Unruhen in den Banlieux 2006 
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entstanden ist, dass urbane französische Regionen durch besonders 
hohe ethnische Segregationslevel charakterisiert seien. 

Schließlich können wir in einigen Städten die Segregation aller 
Minoritäten oder Ausländer zusammengenommen vergleichen. Die-
se Ergebnisse entsprechen den gleichen Mustern wie jene für Türken 
und Maghrebiner. In den drei holländischen Städten sind die Segre-
gationsniveaus am höchsten, etwas niedriger in Wien und deutlich 
niedriger in Lille und München. In Bezug auf Großbritannien ist es 
lediglich möglich, die karibischen Migranten dort und in den Nie-
derlanden zu vergleichen. Diese Gegenüberstellung zeigt höhere 
Niveaus der Segregation in britischen als in holländischen Städten. 
Vergleicht man die britischen Zahlen für Pakistaner und Banglade-
scher mit den muslimischen Gruppen in anderen Ländern, bestätigt 
sich, dass britische Städte stark segregiert sind: auf oder über dem 
Niveau von Antwerpen, Brüssel und Stockholm. 

Angesichts des hohen Niveaus räumlicher Segregation in Belgien, 
Schweden, den Niederlanden und Großbritannien können wir aus 
diesem Abschnitt den Schluss ziehen, dass es einen Zusammenhang 
zwischen multikultureller Integrationspolitik und sozialer Segrega-
tion zu geben scheint. Im Gegensatz dazu zeigen Länder, die mehr 
Nachdruck auf Assimilation gelegt haben, eher gemäßigte Niveaus 
der räumlichen Segregation. In Schweden, Belgien und den Nieder-
landen sind hohe Niveaus der räumlichen Segregation mit geringer 
Partizipation am Arbeitsmarkt verbunden, während in Großbritan-
nien eine starke ethnische Segregation neben einer relativ hohen Be-
schäftigungsquote steht. Dennoch sind diejenigen Gruppen, die in 
Großbritannien die stärkste Segregation aufweisen – Pakistaner und 
Bangladescher –, auch diejenigen, die die niedrigste Arbeitsmarkt-
beteiligung haben (Modood et al. 1997). Dies bestätigt, dass die Ver-
bindung zwischen Arbeitsmarktbeteiligung und Segregation auch in 
Großbritannien besteht, nur dass sie auf einem allgemein höheren 
Niveau der Arbeitsmarktbeteiligung in Erscheinung tritt, was dem 
weniger großzügigen System des Wohlfahrtsstaates in diesem Land 
geschuldet ist. 
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KRIMINALITÄTSR ATEN IM INTERNATIONALEN VERGLEICH: 
DER ANTEIL VON IMMIGR ANTEN AN INHAF TIERTEN

Wenn es einen Aspekt zur Integration gibt, der geeignet ist, Fremden-
feindlichkeit zu mobilisieren, ist das die angebliche oder tatsächliche 
Verbindung von Immigranten mit Kriminalität. Es gibt verschiedene 
Gründe, warum viele Immigrantengruppen quer über Europa höhere 
Kriminalitätsraten aufweisen als der Bevölkerungsdurchschnitt. Im-
migranten sind überproportional häufi g arbeitslos und arm, und sie 
haben eine viel jüngere Bevölkerungsstruktur als der Rest der Bevöl-
kerung. Das sind wohlbekannte Risikofaktoren für kriminelles Ver-
halten. Zusätzlich mag ein Teil der Überrepräsentation der Immig-
ranten unter den Verurteilten den Diskriminierungstendenzen von 
Polizei und Justiz geschuldet sein. 

Uns geht es folglich nicht darum, dass Immigranten eher zu 
Kriminalität neigen als andere Bürger. Uns interessiert, in welchem 
Ausmaß es internationale Unterschiede in der Rate der Überreprä-
sentation von Immigranten unter Inhaftierten gibt. Da die Wahr-
scheinlichkeit, in kriminelles Verhalten verstrickt zu werden, stark 
mit der sozioökonomischen Stellung einer Person verbunden ist, lau-
tet unsere Hypothese:
5. Die Länder mit einer niedrigen Beschäftigungsquote unter Immi-

granten sind auch die, in denen Immigranten stärker unter den 
Inhaftierten überrepräsentiert sind. 

Tabelle 5 zeigt den Anteil der Ausländer an den Inhaftierten in Rela-
tion zum Anteil der ausländischen Bürger an der Gesamtbevölkerung 
eines Landes. Bedauerlicherweise sind keine Inhaftierungsdaten auf 
Basis von Ethnizität oder Geburtsland verfügbar. Tabelle 5 beinhaltet 
jedoch alternative Statistiken für zwei Länder, die auf den im Ausland 
geborenen Inhaftierten in den Niederlanden und den Inhaftierten 
nach Rassenzugehörigkeit in Großbritannien basieren. Obwohl diese 
verschiedenen Maßstäbe einen starken Einfl uss auf die absoluten In-
haftierungsraten (erste Spalte der Tabelle) ausüben, beeinfl ussen sie 
das Maß, das uns hier interessiert, nicht stark, nämlich den relativen 
Grad der Überrepräsentation der Immigranten unter den Inhaftier-
ten (dritte Spalte der Tabelle). 
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Tabelle 5: Anteil der Ausländer an den Inhaftierten, 2002-2004 (für 
die Niederlande auch die im Ausland geborenen Inhaftierten, für 
Großbritannien auch Minderheiten nach Rassenzugehörigkeit) 
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Niederlande 33.2 % 4.2 % 7.9 123

Niederlande
(im Ausland
geboren, 2002)

53.0 % 9.5 % 5.6 123

Schweden 27.2 % 5.4 % 5.0 81

Belgien 40.9 % 8.3 % 4.9 88

Frankreich 21.4 % 5.6 % 3.8 91

Schweiz 70.5 % 19.1 % 3.7 81

Österreich 33.0 % 9.4 % 3.5 110

Deutschland 29.9 % 8.8 % 3.4 98

England und 
Wales 

12.2 % 3.9 % 3.1 141

Großbritannien
(ethnische Minder-
heiten, 2000)

18.0 % 7.5 % 2.4 141

Quellen: International Centre for Prison Studies; Home Office (Minderheiten 

UK); Dienst Justitiële Inrichtingen (im Ausland Geborene NL); OECD Zahlen 

beziehen sich auf die ausländische Bevölkerung.

(siehe www.kcl.ac.uk/depsta/rel/icps/worldbrief/europe.html, Stand 18. 

Dezember 2007)

Die Abweichung zwischen den Ländern ist stark. Die Überrepräsen-
tation von Häftlingen mit Immigrationshintergrund ist in den Nie-
derlanden mit Abstand am stärksten. Dort ist ihr Anteil an den In-
haftierten, abhängig von der ausgewählten statistischen Grundlage, 
sechs bis acht Mal so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. Im Gegen-
satz dazu sind in Großbritannien Ausländer und rassische Minder-
heiten nur zwei bis drei Mal so häufi g im Gefängnis. Die Unterschie-
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de zwischen den Ländern, die wir in Tabelle 5 gefunden haben, sind 
denen bei den Beschäftigungsquoten sehr ähnlich. Neben den Nie-
derlanden schneiden auch Schweden und Belgien in beiden Punkten 
schlecht ab, wohingegen die Überrepräsentation von Immigranten 
in Deutschland und Österreich, und in geringerem Ausmaß in der 
Schweiz, vergleichsweise niedriger ist.15 Frankreich befi ndet sich in 
beiderlei Hinsicht in der Mitte.   

Alternativ könnte man argumentieren, dass eine starke Überre-
präsentation von Immigranten in den Gefängnissen nicht so sehr 
vom unterschiedlichen Grad der Beteiligung von Immigranten an 
Verbrechen, sondern von der allgemeinen, landesweiten Rate der In-
haftierungen in den Ländern verursacht ist. Eine ähnliche Rate von 
inhaftierten Immigranten müsste dann zu einer starken Überreprä-
sentierung in Ländern führen, die eine allgemein niedrige Inhaftie-
rungsrate haben. Umgekehrt könnte man auch argumentieren, dass 
eine von einer hohen Inhaftierungsrate gekennzeichnete Sicherheits-
politik auf Immigranten unverhältnismäßig einwirkt, und deshalb 
die Überrepräsentation der Immigranten unter den Inhaftierten dort 
höher sein wird, wo die allgemeinen Inhaftierungsraten hoch sind. 
Wie die letzte Spalte von Tabelle 5 zeigt, ist keine dieser alternativen 
Erklärungen gültig, weil es keinen wie auch immer gearteten Zusam-
menhang zwischen allgemeiner Inhaftierungsrate und dem Grad der 
Überrepräsentation der Immigranten gibt. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Erfahrungen der in dieser Arbeit berücksichtigten nordwest-
europäischen Einwanderungsländer lassen sich als ein natürliches 
Experiment mit der Integration von Neueinwanderern und der Hand-
habung von kultureller Vielfalt betrachten. Die ehemals ethnisch ver-
hältnismäßig homogenen Länder wurden in etwa zur gleichen Zeit 
zu Einwanderungsländern – in den 1950er und 1960er Jahren. Mit 
Ausnahme von Großbritannien, wo postkoloniale Zuwanderer aus 
der Karibik und Südasien überwogen, rekrutierte sich der Großteil 

15 | Das Schweizer Ergebnis sollte mit Vorsicht interpretier t werden. Da 

der Anteil von Ausländern an der Schweizer Bevölkerung sehr viel höher ist 

als in anderen Ländern (siehe die zweite Spalte von Tabelle 5), ist die Über-

repräsentationsrate von einem Deckeneffekt beeinflusst.
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der Immigranten aus den Mittelmeerländern inklusive der muslimi-
schen Regionen des Maghreb und der Türkei. 

In den Anfangszeiten der Gastarbeiteranwerbung waren die Prak-
tiken der Eingliederung, die die verschiedenen Länder entwickelten, 
ziemlich ähnlich. Sie begannen zu dem Zeitpunkt voneinander ab-
zuweichen, als klar wurde, dass Einwanderung ein dauerhaftes Phä-
nomen geworden war. Einige Länder mit einer eher ethnischen Tra-
dition von Staatsbürgerschaft, wie Deutschland, Österreich und die 
Schweiz, errichteten hohe Barrieren für die Migranten, die die vollen 
Bürgerrechte erlangen wollten, und machten das Bleiberecht von 
Leistungen auf dem Arbeitsmarkt und Vorstrafenfreiheit abhängig. 
Außerdem machten diese Länder wenig Zugeständnisse an die kultu-
rellen Besonderheiten der Einwanderer. Andere Länder wie die Nie-
derlande und Schweden wählten die entgegen gesetzte Richtung und 
argumentierten, dass Integration am besten erreicht werden könne, 
indem Immigranten der Zugang zu den vollen Bürgerrechten leicht 
gemacht würde, ihr Bleiberecht selbst im Fall von Abhängigkeit von 
Sozialhilfe oder strafrechtlicher Verurteilung gesichert würde und 
staatliche Unterstützung und Schutz ihrer Sprachen, Kulturen sowie 
ihrer ethnischen Organisationen und Institutionen gewährt würden. 
Frankreich verfolgte eine Kombination von individueller Gleichbe-
rechtigung und Zurückhaltung bei der Anerkennung und Förderung 
von Unterschiede zwischen kulturellen Gruppen. 

Jetzt, mehrere Jahrzehnte nachdem diese verschiedenen politi-
schen Linien umgesetzt wurden, können wir erkennen, wie sich diese 
unterschiedlichen Vorgehensweisen auf die Ergebnisse der Integra-
tion in einer Vielzahl von Bereichen, wie etwa Arbeitsmarkt, Segrega-
tion und Kriminalität, niedergeschlagen hat. Die Niederlande spielen 
in diesem natürlichen Experiment eine entscheidende Rolle, weil sie 
die Regeln des Multikulturalismus als einer Philosophie der Integ-
ration (Favell 1989) in einem Maße wie kein anderes europäisches 
Land umsetzten. Wenn wir die Ergebnisse der niederländischen In-
tegrationspolitik als Testfall dafür ansehen, ob staatlich geförderter 
Multikulturalismus ein erfolgreiches Rezept für die Integration von 
Einwanderern sein kann, ist das Ergebnis ziemlich ernüchternd. Auf 
der Grundlage der multikulturellen Philosophie hätten die Nieder-
lande vergleichsweise erfolgreich darin sein müssen, die Probleme 
der Integration zu lösen und Ausschluss und Segregation zu bekämp-
fen. Ganz im Gegenteil sehen sich die Niederlande einer niedrigen 
Arbeitsmarktbeteiligung, starker Segregation und einer vergleichs-
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weise hohen Kriminalitätsrate unter Einwanderern gegenüber. Die 
Niederlande teilen diese enttäuschenden Ergebnisse mit zwei Län-
dern, die einer ähnlichen Integrationsphilosophie gefolgt sind – 
Schweden und Belgien. Im Gegensatz dazu schneiden diejenigen 
Länder, die nach den Annahmen der multikulturellen Philosophie 
mit besonders akuten Integrationsproblemen geschlagen sein sollten 
– Österreich, Deutschland und die Schweiz –, besser ab, ob wir nun 
die Beschäftigungsquoten, das Niveau der Segregation oder die In-
haftierungsraten betrachten.

Wir haben betont, dass es wichtig ist, die Interaktion zwischen 
multikultureller Integration und dem Wohlfahrtsstaat zu bedenken. 
In Ländern mit einem begrenzten Wohlfahrtsstaat, wie etwa Groß-
britannien und den klassischen Einwanderungsländern, werden Ein-
wanderer im Großen und Ganzen von der Marktdisziplin gezwungen, 
es aus eigener Kraft zu schaff en. Auch wenn einige in ethnischen 
Nischen überleben mögen, sind doch die meisten gezwungen, sich 
sprachliche und kulturelle Fähigkeiten anzueignen, um ihren Lebens-
unterhalt zu verdienen. In Ländern wie den Niederlanden, Schwe-
den und Belgien jedoch waren Einwanderer in der Lage, ohne diese 
Anpassungen mit Hilfe von Wohlfahrtsunterstützung zu überleben. 
Die im Vergleich zu den klassischen Einwanderungsländern wie 
etwa den USA weniger toleranten Reaktionen gegenüber Einwande-
rern in europäischen Wohlfahrtsstaaten müssen ebenfalls in diesem 
Kontext gesehen werden. Fehlt ein starker Wohlfahrtsstaat, erscheint 
Einwanderung den meisten Menschen eher vorteilhaft, da sie Dienst-
leistungen und Produkte zu niedrigen Kosten verfügbar macht. Aber 
angesichts der Abhängigkeit vom Wohlfahrtstaat, die multikulturelle 
Politik in Staaten wie den Niederlanden, Schweden und Belgien her-
vorgebracht hat, werden Einwanderer dort nicht notwendigerweise 
als ökonomische Bereicherung angesehen (siehe für die Niederlande 
z.B. Lakeman 1999; van Dalen 2001; Ederveen et al. 2004: 52 ff ).

Warum erzielten manche europäische Länder bessere Ergeb-
nisse? Großbritannien zeigte günstige Ergebnisse hinsichtlich des 
Arbeitsmarktes und der Kriminalitätsrate, hat jedoch eine ausgepräg-
te räumliche Segregation. Die Tatsache, dass gebürtige Briten und vor 
allem muslimische Einwanderer häufi g stark voneinander getrennt 
leben, wurde in den letzten Jahren Thema kontroverser Debatten in 
Großbritannien. Diese nahmen ihren Anfang mit dem Community 
Cohesion Report (Home Offi  ce 2001), der die ethnischen Krawalle 
in nordenglischen Städten im Sommer 2001 mit der hohen Kon-
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zentration von Muslimen dort begründete. Seither haben einheimi-
sche Terroristenzellen, die ihren Ursprung in solchen segregierten 
Gemeinden haben, weiteren Treibstoff  für diese Debatten geliefert. 
Dennoch kann Großbritannien als ein Land angesehen werden, dass 
multikulturelle Politik betrieben hat – wenn auch im Vergleich zu den 
Niederlanden in begrenzter Form –, ohne negative sozioökonomi-
sche Ergebnisse zu produzieren, mit der Ausnahme der räumlichen 
Segregation. Zur Begründung haben wir argumentiert, dass Großbri-
tannien über ein weniger großzügiges Wohlfahrtssystem verfügt als 
die kontinentalen, nordwesteuropäischen Staaten, mehr als diese die 
Selbstverantwortung des Einzelnen betont und mehr Arbeitsplätze 
im Niedriglohnsektor geschaff en hat. Eine ergänzende Erklärung für 
die vergleichsweise besseren britischen Ergebnisse mag sein, dass die 
britische Einwandererpopulation stark von postkolonialen Gruppen 
dominiert ist, die bereits vorher sprachlich und kulturell mit dem Ein-
wanderungsland verbunden waren.

Die deutschsprachigen Länder haben ihr vergleichsweise gutes 
Abschneiden auf anderem Wege erreicht. Obwohl sie – zumindest 
Deutschland und Österreich – über ein relativ großzügiges und um-
fassendes Sozialsystem verfügen, macht ihr restriktives Ausländer-
recht die Einbürgerung und Aufenthaltsgenehmigung abhängig von 
Leistung und Verhalten. Einwanderer, die langfristig von Sozialhil-
fe abhängig werden, riskieren ihre Ausweisung, zumindest ist dies 
aber eine Hürde auf dem Weg zu einem sicheren Aufenthaltsstatus. 
Auch mit einer Verurteilung für Straftaten, selbst relativ geringfügi-
ge, riskiert ein Einwanderer in diesen Ländern seinen Aufenthalts-
status bzw. verwirkt den Zugang zu einem sicheren Bleibestatus. Auf 
eine Art haben die Wohlfahrtsstaaten dieses Typs die Disziplin, die 
der Markt den Immigranten in Ländern wie Großbritannien oder 
den Vereinigten Staaten auferlegt, durch Disziplinierung mittels des 
Staats ersetzt. Im Kontrast dazu waren die niederländischen und 
schwedischen Herangehensweisen, die Einwanderern umfassende 
Rechte inklusive unbeschränktem Zugang zur ganzen Bandbreite 
der Leistungen des Wohlfahrtsstaates angeboten haben, ohne dafür 
im Gegenzug viel zu verlangen, sicherlich gut gemeint; anstatt jedoch 
auf den Ambitionen und der Energie der Einwanderer aufzubauen, 
wurden diese oft genug zu passiven Kunden eben dieses Wohlfahrts-
staates gemacht.

Um solche Ergebnisse zu verhindern, könnten die europäischen 
Länder den Zugang zu und den Umfang von Sozialleistungen und so-
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zialer Sicherung begrenzen und sich auf diese Weise Großbritannien 
oder den Vereinigten Staaten angleichen. Ein Schritt der Niederlande 
in diese Richtung aus jüngster Zeit war die Abschaff ung der Sozial-
hilfeberechtigung für alle unter 27-Jährigen. Eine weitere politische 
Maßnahme, die von vielen europäischen Ländern übernommen wur-
de – und nicht zufällig in den Niederlanden zuerst vorgestellt wurde 
–, ist der stärkere Nachdruck auf sprachliche und, bis zu einem ge-
wissen Grad, kulturelle Anpassung in Form von verpfl ichtenden In-
tegrationskursen für sowohl neu angekommene Einwanderer wie für 
diejenigen, die von Sozialhilfe abhängig sind. Eine letzte mögliche 
politische Antwort wäre der Weg in Richtung der deutschsprachigen 
Länder, d.h. das Abhängigmachen des Zugangs zu den vollen Bürger-
rechten von Verhalten und Leistung.

Wir betonen, dass die ernüchternden Schlussfolgerungen, die 
diese Arbeit aus dem Multikulturalismus als Strategie der Integra-
tionspolitik zieht, sich lediglich auf seine Eff ekte auf die sozioöko-
nomischen Partizipation und Gleichheit beziehen. Es mag sein, dass 
multikulturelle Politikansätze aus anderem Blickwinkel sehr erfolg-
reich gewesen sein könnten, beispielsweise wenn man die politische 
Beteiligung von Einwanderern betrachtet (z.B. Fennema und Tillie 
1999). Weiterhin wurden berechtigte normative Gründe vorgetragen 
(unter vielen anderen Kymlicka 1995; Carens 2000; Parekh 2002), 
warum staatliche Unterstützung und Anerkennung von kulturellen 
Diff erenzen an sich wertvoll sind. Die Daten, die in dieser Arbeit 
präsentiert werden, lassen jedoch erkennen, dass bei der Abwägung 
solcher politischen Ansätze – zumindest im Kontext von entwickelten 
Wohlfahrtsstaaten – die Zielkonfl ikte mit sozioökonomischer Partizi-
pation und Gleichheit in Betracht gezogen werden müssen. Norma-
tive Theoretiker des Multikulturalismus haben die Tendenz, sich fast 
ausschließlich mit abstrakten gesellschaftlichen Rechten und deren 
Anerkennung zu beschäftigen. Es ist aber gleichermaßen notwendig 
und von normativem Gewicht, die konkreten Ergebnisse von Integra-
tionspolitik im Hinblick auf Arbeitsmarkt, Partizipation, Gleichheit 
und Segregation zu betrachten.

Wenn uns die europäische Erfahrung eines lehrt, dann dies: Im 
Umgang mit den komplexen Themen Diversität und Gleichheit in 
Einwanderungsgesellschaften können wir nicht einfach annehmen, 
dass das, was aus einer normativ-rechtlichen Perspektive vorzuziehen 
wäre, auch von einem ergebnisorientierten Standpunkt aus praktisch 
effi  zient sein wird.
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